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Die Kinder- und Jugendhilfe muss Bundeszuständigkeit behalten

Gemeinsame Resolution nationaler Jugendorganisationen

Derzeit ordnen Bundestag und Bundesrat eine Reihe von Zuständigkeiten neu. Die Kinder- und Jugendhilfe ist eines der Politikfelder, die aus der Zuständigkeit des Bundes herauszufallen drohen. Von den geplanten Änderungen wären die Deutsche Sportjugend, viele ihrer Mitgliedsorganisationen sowie die Kinder und Jugendlichen in Deutschland existenziell betroffen. Gemeinsam mit dem Deutschen Bundesjugendring und anderen nationalen Jugendverbänden hat die Deutsche Sportjugend deswegen folgende Resolution verabschiedet:

Das Kinder- und Jugendhilfegesetz muss Bundesgesetz bleiben

Wir begrüßen ausdrücklich die Absicht von Bund und Ländern, ihre Handlungs- und Entscheidungsfähigkeit zu verbessern und die Zweckmäßigkeit und Effizienz ihrer Aufgabenerfüllung wieder zu steigern. Dies liegt im Interesse von Kindern und Jugendlichen, da es um die Chancen und Möglichkeiten ihrer zukünftigen Lebensgestaltung geht. Die Arbeit der „Kommission von Bundestag und Bundesrat zur Modernisierung der bundesstaatlichen Ordnung“ (Bundesstaatskommission) findet daher unser ausdrückliches Interesse.

Ausgangspunkt der Veränderungen müssen stets fachliche Argumente und Überlegungen sein. Veränderungen, die aus rein verfassungstheoretischen oder fiskalischen Gründen vorgenommen werden, lehnen wir ab. Ebenso alle Umgestaltungsansätze, die nicht die Interessen der Menschen in Deutschland im Blick haben, sondern nur der Verbesserung der finanziellen Situation oder der Einflussmöglichkeiten einzelner föderaler Ebenen dienen. Gestaltungsmöglichkeiten, Verschiebung von Finanzmitteln und Gesetzgebungskompetenzen in den verschiedenen Politikfeldern müssen inhaltlich sinnvoll angeordnet werden und dürfen nicht im Prozess der Umstrukturierung miteinander verrechnet werden.

Bestrebungen, die Kinder- und Jugendhilfe in die Zuständigkeit der Länder zu geben und sie aus der jetzigen Zugehörigkeit zur konkurrierenden Gesetzgebung im Rahmen der öffentlichen Fürsorge (§74 (1) Punkt 7 GG) herauszunehmen und damit das Bundesgesetz „auszuhöhlen“, lehnen wir entschieden ab. Wir fordern die Beibehaltung des Verfassungsauftrages, gleichwertige Lebensverhältnisse im Bundesgebiet herzustellen (Artikel 72 Abs. 2 GG) und lehnen alle Bestrebungen ab, die der praktischen Umsetzung dieses nicht delegierbaren Verfassungsauftrages die Instrumente entziehen. Die Angebote der Kinder- und Jugendhilfe tragen maßgeblich zur Sicherung der Gleichwertigkeit der Bildungs- und Entwicklungschancen von Kindern und Jugendlichen und damit zur Schaffung gleichwertiger Lebensverhältnisse unabhängig von regionalen, sozialen, geschlechts- oder herkunftsbedingten Unterschieden bei. Gesetzlich verankert sind die Angebote daher auf Bundesebene im Kinder- und Jugendhilfegesetz (SGB VIII/KJHG). Dies hat sich als modernes Leistungsgesetz bewährt, das ressortübergreifend die Lebenslagen von Kindern, Jugendlichen, jungen Erwachsenen und Familien in den 
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Fokus nimmt. Die Rahmenkompetenz des Bundes schafft auch in schwierigen ökonomischen Zeiten eine länderübergreifende Grundlage und sorgt für verlässliche Standards in der Kinder- und Jugendhilfe. Dieser bundesgesetzliche Rahmen ist daher fachlich unbestritten.

Wir treten deshalb vehement für den Erhalt des KJHG als Bundesgesetz ein. Folgende Argumente leiten sich aus dem Grundgesetz der Bundesrepublik Deutschland und den positiven Erfahrungen mit dem KJHG als modernes Leistungsgesetz ab:

● 
Die Herstellung gleichwertiger Lebensverhältnisse ist eine bleibende verfassungsrechtliche Aufgabe des Bundes (Artikel 72 Abs. 2 GG). Die Kinder- und Jugendhilfe ist ein bedeutendes Instrument des Bundes für die Umsetzung dieses nicht delegierbaren Verfassungsauftrages. Gibt der Bund die Verantwortung für die Kinder- und Jugendhilfe – und damit einen bedeutenden Teil der Daseinsfürsorge (Artikel 74 Abs. 1 Nr. 7 GG) ab, so entledigt er sich eines wirksamen Mittels zur Umsetzung seines Verfassungsauftrages.

● 
Die Wahrung der Wirtschaftseinheit (Artikel 72 Abs. 2) muss gegeben sein. Familien müssen bei dem hohen Maß an Mobilität, das ein erfolgreiches Berufsleben erfordert, darauf vertrauen können, in allen Bundesländern ein vergleichbares verlässliches Angebot von begleitenden Leistungen der Kinder- und Jugendhilfe (Tagespflege, Kindertageseinrichtungen, Kinder- und Jugendarbeit, etc.) vorzufinden.

● 
Die Rechtseinheit mit dem Anspruch und der Sicherheit auf vergleichbare Jugendhilfeleistungen muss über die Bundesländergrenzen hin vorhanden sein. In den für die Befürworter der Verlagerung in die Länderkompetenzen interessanten finanziell bedeutenden Bereichen des KJHG, wie z.B. Angeboten der stationären Hilfen zur Erziehung, befinden sich der Wohnort der Eltern und der Ort der Leistungserbringung nicht immer in einem Bundesland. Die bundesgesetzlichen Regelungen sorgen dafür, dass bundesweit einheitliches materielles Recht zur Anwendung kommt, was bei der Klärung von Rechtsstreitigkeiten zwischen dem öffentlichen Träger und den (z.B.) zahlungsverpflichteten Eltern für beide Seiten von Vorteil ist. Darüber hinaus garantiert die sich daraus ergebende Zuständigkeit des Bundesverwaltungsgerichtes eine Einheitlichkeit der Rechtsanwendung.

● 
Bundesweit vergleichbare Standards in der Kinder- und Jugendhilfe müssen weiterentwickelt werden und erhalten bleiben. Umfang und Qualität der Leistungen können nicht ausschließlich von örtlichen Prioritätensetzungen und den jeweils vorhandenen Ressourcen abhängen. Kinder- und Jugendhilfe benötigt einen bundesweiten rechtlichen, organisatorischen und fachlichen Zusammenhang, um maximale Potenziale in einem lernenden Netzwerk bieten zu können.

● 
Die Verknüpfung von Politikfeldern zeigt sich auch in den Leistungsfeldern des KJHG. Sie sind an vielen Stellen mit anderen Politikfeldern, die auf Bundesebene geregelt sind, in engem Zusammenspiel zu verstehen, wie z.B. Arbeits- und Wirtschaftspolitik, Jugendstrafrecht, Sozialrecht, Genderpolitik, Familienpolitik. Würde die Regelungskompetenz des Bundes auf weiten Strecken der Jugendhilfe aufgegeben, gingen sinnvolle gemeinsame Steuerungsmöglichkeiten verloren.
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● 
Die Herauslösung des Jugendhilferechtes aus dem Sozialrecht (SGB) zieht vermehrten Verwaltungsaufwand nach sich. In jedem Bundesland müsste beispielsweise für alle Rechtsgegenstände, die bisher im SGB I und SGB X enthalten sind, ein neues, eigenes Verwaltungsverfahren entwickelt werden. Die Transaktionskosten würden steigen.

● 
Die Vertretung der Interessen von Kindern und Jugendlichen in politischen Entscheidungsprozessen muss erhalten werden. Kinder- und Jugendhilfe ist verpflichtet, dem Kindeswohl und dem Elternrecht in allen Gesetzgebungsverfahren und Verwaltungsverfahrensangelegenheiten angemessen Raum zu verschaffen (vgl. Artikel 3 UN-Kinderrechtskonvention). Die oberste Bundesbehörde und der/die Fachminister(in) haben die Aufgabe, Gesetzesverfahren des Bundes und das Verwaltungshandeln von Bundesbehörden interessengeleitet zu begleiten und zu qualifizieren. Die Bundeszuständigkeit für die Kinder- und Jugendhilfe drückt sich auch in der Förderung von Trägern der Kinder- und Jugendhilfe und ihrer Zusammenschlüsse aus, die vielfältige Aufgaben mit bundesweiter Bedeutung übernehmen. Sie leisten einen wichtigen Beitrag zur Qualifizierung von politischen Entscheidungen im Bund und in der Europäischen Union.

● 
Die bewährte Zweigliedrigkeit des Jugendamtes in Verwaltung und Jugendhilfeausschuss und die besondere Stellung der Kinder- und Jugendhilfe mit ihrer Zusammenarbeit zwischen öffentlichen und freien Trägern kann nur durch eine Bundeszuständigkeit durchgängig gesichert werden. Das zeigen die unverständlichen Bestrebungen einzelner Bundesländer, die Zweigliedrigkeit aufzuheben sowie aktuelle 
Überlegungen einzelner Kommunen, die auf eine Änderung der Regelung der Zuständigkeiten spekulieren. Dabei würde ein wichtiger Ort verloren gehen, der eine wirkungsvolle Beteiligung ermöglicht, an dem spezifische Fragen der Jugendhilfe ausgetauscht und qualifiziert gelöst werden und eine effektive Interessensvertretungspolitik für Kinder und Jugendliche geschieht.

● 
Für die europäische Diskussion ist mit dem SGB VIII ein Rahmen gesetzt, der die staatliche Verantwortung beschreibt, doch durch die freien Träger eine Form der Umsetzung ermöglicht, die vor Ort die Qualität und die Anbietungsgewähr beinhaltet. In einer Zeit, in der - ganz im Sinne der sich abzeichnenden europäischen Verfassung - der Rat der Europäischen Union und die im Rat vereinigten Vertreter der Regierungen der Mitgliedstaaten gemeinsame Zielsetzungen, z.B. in den Bereichen Partizipation sowie Information der Jugendlichen, verabschiedet haben und die Entschließung solcher Zielsetzungen für weitere Bereiche kurz bevor stehen, wäre es unverständlich, wenn Deutschland diese Regelungskompetenzen dezentralisieren würde.

● 
Kinder- und Jugendhilfe ist ein wesentlicher Garant für eine Vielfalt an Angeboten non-formaler und informeller Bildung - und das ausdrücklich nicht nur in den immer wieder benannten Tageseinrichtungen für Kinder im Vorschulalter, sondern gerade auch in der Kinder- und Jugendarbeit mit ihren vielfältigen Angeboten der außerschulischen Jugendbildung. Den Bildungsbeitrag der Kinder- und Jugendhilfe sehen wir ausdrücklich nicht als Argument, die Jugendhilfe oder ihre Bildungsangebote aus der Bundeszuständigkeit herauszulösen. Die Ergebnisse der (schulischen) Bil-
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dungspolitik in Hoheit der Länder sind keineswegs dazu geeignet, für die Übernahme dieses Modells für alle Bildungsangebote zu werben. In anderen Gebieten der Bildung, siehe die berufliche Bildung und die Hochschulpolitik, sind diese Zuständigkeiten ebenfalls unter fachlichen und vergleichenden Gesichtspunkten höchst umstritten.

Die Forderung der Länder und der Kommunen nach einem angemessenen Gestaltungsspielraum bzw. auch Ausgestaltungsmöglichkeiten bei den Leistungen der Kinder- und Jugendhilfe ist dem Grunde nach verständlich. Dieser Gestaltungsspielraum ist jedoch im KJHG, welches vor allem die Aufgabe eines Rahmengesetzes hat, ausdrücklich vorgesehen und wird von den meisten Ländern zumindest organisatorisch durch ein Ausführungsgesetz (KJHAG) geregelt. Die Forderung nach einer Ausweitung dieser Möglichkeiten bis hin zur Verlagerung der gesamten Zuständigkeit auf die Länderebene ist auch deshalb unverständlich, weil die vorhandenen Gestaltungsmöglichkeiten bisher oft nicht genutzt werden. Ein Blick in die benannten Ausführungsgesetze zeigt dies.

Wir treten daher vehement für den Erhalt des Kinder- und Jugendhilfegesetzes als Bundesgesetz ein und fordern politische Verantwortliche auf, im Sinne von Kindern und Jugendlichen dafür einzutreten.

● Arbeitskreis deutscher Bildungsstätten 

● Bundesarbeitsgemeinschaft Jugendsozialarbeit

● Bundesarbeitskreis Arbeit und Leben 

● Bundesvereinigung Kulturelle Jugendbildung 

● Deutsche Sportjugend

● Deutscher Bundesjugendring

Eine Sammlung von Materialien und Stellungnahmen zum Thema findet sich unter www.dbjr.de.

Deutsche Bank unterstützt Sporthilfe bis Peking 2008

Mit einer Million Euro engagiert sich die Deutsche Bank auch künftig für die berufliche Absicherung deutscher Spitzensportler. Sie setzt die im Jahre 2001 gemeinsam mit der Stiftung Deutsche Sporthilfe initiierte Jobinitiative „Auf dem Weg nach Olympia“ für weitere vier Jahre fort. Im Hinblick auf Peking 2008 sollen so den Athleten bessere berufliche Rahmenbedingungen für sportliche Höchstleistungen geboten werden. Von den derzeit 3.800 jährlich geförderten Athleten kommen ca. 300 Auszubildende und 700 Berufstätige für das gemeinsame Job-Projekt mit der Sporthilfe grundsätzlich in Frage. 200 Athleten haben von 2001 bis 2004 bereits davon profitiert. Bei den Olympischen Spielen in Athen waren 20 davon am Start, mit überdurchschnittlich großem Erfolg: Vier Goldmedaillen, je dreimal Silber und Bronze sowie weitere sieben Platzierungen unter den ersten Zehn bedeuten eine Quote von 85 Prozent Top-Ten-Platzierungen. Das Prinzip ist einfach: ist der Kopf frei, stimmt auch die Leistung. Die Sporthilfe zahlt berufstätigen Athleten bei Fehlzeiten durch Training oder Wettkampf den entstandenen Verdienstausfall. Die Deutsche Bank übernimmt für die Sporthilfe diese Kosten bei kleinen und mittelständischen Unternehmen. 
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Talentförderung und Spitzensportplanung im europäischen Vergleich

Internationales Projekt führte Experten aus 20 Ländern in Saarbrücken zusammen

Wie lässt sich die Spitzensportkarriere am besten mit der hochwertigen Bildungslaufbahn verbinden? Mit welchen Lösungsmodellen entschärft man die Doppelbelastung der „Dualen Karriere“ am effektivsten? Welche Qualitätskriterien werden in Europa angelegt? Fragen, mit denen sich 30 Experten aus 20 Ländern der EU kürzlich in der Hermann-Neuberger-Sportschule in Saarbrücken beschäftigt haben, als sie ihre nationalen Kooperationsmodelle von Leistungssport und Bildungssystem vorstellten und diskutierten. Das Projekt „Education in Elite Sport in Europe“ wird vom Deutschen Sportbund/Bereich Leistungssport in Zusammenarbeit mit der Kultusministerkonferenz realisiert und im „Europäischen Jahr der Erziehung durch Sport“ von der EU gefördert. 

In sämtlichen Ländern gibt es mittlerweile Kooperationsmodelle von Leistungssport und Schule. Für insgesamt über 40.000 Talente werden an rund 500 Standorten Bedingungen zur effizienten Kopplung ihres leistungssportlichen Engagements mit einer hochwertigen Schullaufbahn gewährleistet. Im Mittelpunkt steht das effiziente Zeitmanagement, um den Anforderungen von Leistungssport und Schule bestmöglich gerecht zu werden. Bemerkenswert ist die Vielfalt der schulorganisatorischen Lösungen, die im Zusammenhang mit landesspezifischen Traditionen, gesellschaftlichen Bedingungen und dem Spielraum in den Gesetzgebungen betrachtet wurde. Ein wesentlicher Unterschied zu den deutschen Eliteschulen des Sports: Während Einschulungs- und Schulabschlussalter ebenso wenig abweichen wie die Anzahl der Wochenstunden im Sportunterricht, erfolgt der Übergang von der Primar- in die Sekundarstufe in keinem anderen Land so früh wie in der Bundesrepublik. Folglich werden die Talente überwiegend erst wesentlich älter in die Eliteschulen des Sports aufgenommen. Viele Experten berichteten über positive Erfahrungen insbesondere mit relativ kleinen Modellen, in denen die Unterstützung flexibel und individuell zugeschnitten wird. So werden für junge Sporttalente Freistellungen vom Unterricht und Verschiebungen im Stundenplan zu Gunsten von Training und Wettkampf, aber auch spezifisches Training im Rahmen des Sportunterrichts und Schulunterricht an der Trainingsstätte besonders häufig angeboten. Einigkeit bestand in allen Ländern, dass das Primat der Bildung gilt und dass an einer vollwertigen Bildungslaufbahn keinerlei Abstriche zugelassen werden. 

Zur Frage, welche Bedingungen langfristigen Erfolg im Spitzensport versprechen, wird der Kooperation des Spitzensports mit Hochschulen die höchste Priorität zugeschrieben. In vielen Hochschulen in Europa werden Stipendien für studierende Spitzensportlerinnen und -sportler vergeben, Freistellungen zu Gunsten von Wettkämpfen und Trainingslagern gewährt, Prüfungstermine verschoben, und insgesamt wird die Studienzeit gestreckt. Manche Experten berichteten allerdings, dass eine relativ geringe politische Unterstützung und Finanzierung die Qualitätsentwicklung beeinträchtige. 

Als wichtigste Zukunftsperspektiven werden der nahtlose Übergang vom Junioren- in den Spitzenbereich, individuellere Lösungen für das einzelne Talent und ein weiter verbesserter Informationsfluss unter den Partnern am jeweiligen Standort konzipiert. Die nationenübergreifende Patentlösung sollte der Workshop noch nicht präsentieren. Die Detailinformationen haben aber einen Grundstein gelegt, um sich europäischen 
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Qualitätskriterien unter Berücksichtigung je landesspezifischer Bedingungen zu nähern. Das überaus positive Feedback der Teilnehmer in der abschließenden Evaluation wurde verbunden mit dem Wunsch nach weiteren Systemvergleichen und der Vertiefung des Austauschs. 

Das Projekt „Education in Elite Sport in Europe“ wird unter Leitung des DSB/Bereich Leistungssport (Dr. Arne Güllich) in einer internationalen Projektgruppe aus Großbritannien, den Niederlanden, Schweden, der Tschechischen Republik, der Kultusministerkonferenz der Länder (Hans-Jürgen Langen, Rheinland-Pfalz) und der Universität Frankfurt am Main (Prof. Dr. Eike Emrich) realisiert. Weitere Informationen können angefragt werden bei koch@dsb.de.

Niveau der Eliteschulen soll angehoben werden

Mit Bundesnachwuchszentren die Drop-out-Quote verringern

Der Vizepräsident des Landessportbundes Berlin, Dr. Dietrich Gerber, auch Mitglied im Bundesvorstand Leistungssport des DSB, forderte die schnelle Einrichtung von sogenannten Bundesnachwuchszentren. Diese sollten flächendeckend in Deutschland eingerichtet werden, um bei Spitzentalenten den „Break“ zwischen Junioren- und Erwachsenen-Altersklasse zu stoppen. Gerber: „Die Pläne liegen in den Schubladen. Jetzt müssen wir endlich reagieren. Schon seit Jahren bejammern wir die drop-out-Quote, aber nichts Wesentliches ist passiert.“

Gerber kündigte an, dass der Olympiastützpunkt Berlin strukturell „abspecken“ müsse: „Wir können uns nicht mehr länger um 21 Sportarten kümmern.“ Es müsse zu einer besseren Zusammenarbeit mit den beiden OSP‘s in Brandenburg kommen. Berlins OSP-Leiter Dr. Jochen Zinner hält eine Reduzierung auf etwa 15 Sportarten für unumgänglich – hierzu müssten allerdings erst die Gremien Beschlüsse fassen. Gerber und Zinner forderten überdies, die Qualität der Eliteschulen des Sports, der sportbezogenen Regelschulen, deutlich zu verbessern. Gerade in der Sekundarstufe II belasteten Sportaussteiger die Schnittstellen zwischen Unterricht und Training. Gerber: „In Kürze wird es in Berlin ein neues Schulgesetz geben. Dann sind die Eliteschulen in ihrem Status per Rechtsnorm abgesichert.“

Berlins Sportsenator Klaus Böger (SPD) kündigte in der „Berliner Zeitung“ an, das Niveau der Eliteschulen verbessern zu wollen: Das Konzept „Schule in Schule“ sehe eine Dreiteilung vor. „Es muss dort Angebote für Sportinteressierte, Talente und Spitzensportler geben, klar voneinander getrennt“, erklärte der Politiker. Wer aus seiner sportlichen Leistung aussteigt, müsse – anders als bei Musik- oder Artistikschulen – nicht die Schule verlassen. Das neue Konzept soll von Sommer 2005 an umgesetzt werden.
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Wie steht es um die vergessene Elite der Republik?

Eine Untersuchung und Befragung zum Bürgerschaftlichen Engagement

Gemeinnützige Organisationen - Vereine, Verbände, Initiativen - sind das Rückgrat unseres Gemeinwesens. Jeder zweite Bundesbürger ist Mitglied einer gemeinnützigen Organisation. Mit ihren vielfältigen Angeboten und Leistungen sind diese Vereine, Verbände und Initiativen ein unverzichtbarer Bestandteil unserer Gesellschaft. Was wäre eine Kommune ohne Freiwillige Feuerwehr, ohne Sportvereine, ohne karitative Einrichtungen, ohne Kulturzentren, Umweltinitiativen, Förderkreise und Dritte-Welt-Läden - ein unwirtlicher Ort, ohne sozialen Zusammenhalt und ohne bürgerschaftliches Engagement. Doch Vereine, Verbände und Initiativen stehen derzeit vor großen Herausforderungen. Krise des Sozialstaates, Streichung und Kürzung von Zuwendungen, Strukturwandel des Ehrenamtes und Konkurrenz um Mitglieder, Spender und Sponsoren sind hier einige Schlagworte. 

Je unruhiger die Zeiten desto schwieriger ist es, die richtigen Entscheidungen zu treffen. Die Leitungskräfte gemeinnütziger Organisationen – Vorstände und Geschäftsführung - sind daher heute in besonderem Maße gefordert. Nichts verläuft mehr in den alten Routinen. Es gilt, sich den Herausforderungen zu stellen, nach neuen Lösungen zu suchen und die Organisation auf Kurs zu halten. 

Genau hier setzt das Projekt „Bürgerschaftliches Engagement & Management (BEM)“  des Bundesfinanzministeriums und der Universitäten Dortmund und Münster an. Die Untersuchung verfolgt eine doppelte Zielsetzung: Erstens sollen empirisch valide Daten über die „vergessene Elite“ der Republik der haupt- und ehrenamtlichen Funktionsträger erhoben werden; zweitens sollen Potenziale, Herausforderungen und Schwierigkeiten einer Tätigkeit im Dienst des bürgerschaftlichen Engagements aus dem Blickwinkel der Entscheider - der Vorstände und Geschäftsführung - ermittelt werden. 

Viele haupt- und ehrenamtliche Leitungskräfte haben sich ganz bewusst für ein Engagement in ihrer Einrichtung, in ihrem Verein oder Verband entschieden. Man will etwas bewirken, sich für Andere einsetzen und gleichzeitig Teil einer Gemeinschaft sein. Hauptamtliche Tätigkeit in gemeinnützigen Organisationen heißt voller Einsatz. Mit einem Dienst nach Vorschrift kommt man nicht weit. Doch Entsprechendes gilt auch für das ehrenamtliche Engagement. Es ist Einsatz gefragt. Einsatz und Engagement, die bisher viel zu wenig gewürdigt werden. Zu zeigen, dass die Tätigkeit in gemeinnützigen Organisationen mehr ist als nur ein Job und mehr als nur ein Freizeitvergnügen, das ist ein zentrales Ziel der Untersuchung.

Hauptamtliche und ehrenamtliche Leitungstätigkeit in gemeinnützigen Organisationen heißt Übernahme von Verantwortung, und zwar für alltägliche Entscheidungen, aber gerade auch für die längerfristige Strategiewahl. Der Verein, Verband oder die Initiative muss auf Kurs gehalten werden. Es sind die Finanzen zu sichern, die Mitglieder und Sponsoren bei der Stange zu halten, und letztlich haben die Resultate, die Ergebnisse der Organisation zu stimmen. Um das alles zu erreichen, muss die Zusammenarbeit zwischen Haupt- und Ehrenamtlichen funktionieren. Das Klima muss stimmen. Mitglieder und freiwillige Helfer sind zu motivieren. Keine leichte Aufgabe! Und hierfür gibt es
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wenig praxisbezogenes Know-how. Denn Vereine, Verbände und Initiativen sind anders. Sie sind keine Firmen und auch keine Behörden. Ein Blick in die betriebs- und verwaltungswissenschaftliche Literatur hilft meist nicht weiter. Aus der Perspektive der Entscheider herauszufinden, wo der Schuh drückt in punkto Finanzen, Personal und Öffentlichkeitsarbeit, dies ist das zweite Ziel der Untersuchung.

Trägerschaft und Projektleitung

Das Projekt „Bürgerschaftliches Engagement und Management“ wird vom Bundesministerium für Familie, Senioren, Frauen und Jugend gefördert und von einem Projektteam der Universitäten Dortmund und Münster unter Leitung von Prof. Dr. Rauschenbach und Professorin Dr. Annette Zimmer durchgeführt und soll bis zum Ende des Jahres 2005 abgeschlossen werden.

Durchführung

Erstmals wird in Deutschland die Leitungsebene gemeinnütziger Organisationen in den Blick genommen. Es ist geplant, in den nächsten Monaten rund 2000 haupt- und ehrenamtliche Funktionsträger gemeinnütziger Organisationen zu befragen. Die Befragung richtet sich an Vorstände und Geschäftsführungen aller Organisationsebenen, d.h. die Bundesebene ist ebenso eingeschlossen wie die Kreis- Regional- oder lokale Ebene. Der Dank gilt den Organisationen, die sich bereit erklärt haben, die Untersuchung zu unterstützen und sich an der Befragung zu beteiligen. 

Wer macht alles mit?

Die Untersuchung deckt ein breites Spektrum von gemeinnützigen Organisationen ab. So finden sich darunter beispielsweise Institutionen aus der Wohlfahrtspflege des Umweltschutzes, aber auch Einrichtungen wie der Deutsche Sportbund oder der Feuerwehrverband. Insgesamt ist eine Zahl von  rund 30 Organisationen inklusive ihrer Unterorganisationen beteiligt.

Bitte um Unterstützung

Einige der Repräsentantinnen und Interessenvertreter werden in den nächsten Wochen einen Brief  aus Münster mit der Bitte um Unterstützung der Untersuchung „Bürgerliches Engagement und Management“ erhalten. Sie sollten daran denken: Das Projekt hat zwei wesentliche Zielsetzungen, die „vergessene Elite“ der Republik zu würdigen sowie praxisrelevantes Know-how zu entwickeln. Damit kann ein Beitrag geleistet werden, damit auch Vereine, Verbände und Initiativen fit gemacht werden können für die Zukunft. Deshalb die Bitte: Unterstützen Sie die Untersuchung! 

Für weitere Informationen zum Projekt „Bürgerschaftliches Engagement und Management“, klicken Sie bitte auf www.be-management.org . Wir freuen uns über Fragen und Anregungen.

Prof. Dr. Annette Zimmer
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Schneller, höher, weiter – wohin?

Die „Olympische Erziehung“ verdient stärkere Aufmerksamkeit

Von Volker Monnerjahn, Präsident des DJK-Sportverbandes

Die Olympischen Spiele in Athen sind vorbei, sportliche und organisatorische Höchstleistungen wurden vollbracht. Bei allen positiven Eindrücken im Wettkampfbereich werden aber auch die Meldungen zur unerlaubten Leistungssteigerung in Erinnerung bleiben. Die Ergebnisse der Dopingtests zeigen die Entartungen im Hochleistungssport auf, die durch kein noch so gut angelegtes Kontroll-System ausgeschaltet werden können. Wenn dann noch von deutschen Spitzensportlern in einer Talkshow unwidersprochen suggeriert wird, dass Medikamenteneinnahme zur Leistungssteigerung nicht problematisch ist, weil ja der Beipackzettel beachtet wurde, dann schlägt dies dem Fass den Boden aus.

Sollen auf dieser Grundlage zukünftig Kinder und Jugendliche an den Spitzensport herangeführt werden? Maßgeblich für einen verantwortlichen Umgang mit dem eigenen Körper ist es, dessen Kräfte „nur“ auf natürlichem Wege zu steigern, durch qualifiziertes Training unter Nutzung der technischen Entwicklungen und Beachtung der altersspezifischen Problembereiche. Jegliche Manipulationen sind ein Betrug am sportlichen Gegner und auch gegenüber sich selbst. Teils irreparable gesundheitliche Schäden sind häufig die Folge von illegalen leistungssteigernden Mitteln. Kein Prestigegewinn, kein Geld- oder Sachpreis und kein Körperkult rechtfertigen diese Anwendung, da sie zu Lasten der Gesundheit geht, auch wenn die Konsequenzen nicht akut, sondern erst mit Spätfolge eintreten.

National und international sind die Verantwortlichen in Sport und Politik gefordert, allen Tendenzen des Dopings mit Macht entgegen zu arbeiten. Auch darf eine Spitzensportförderung nicht von Medaillenzahl und Spitzenplatzierungen abhängen. Sie muss getragen werden von der Erkenntnis, dass Wettkampf- und Breitensport den Spitzensport benötigen, um auf Dauer existieren zu können. Auch auf Eltern, Lehrern und Trainern liegt eine wichtige Verantwortung, sie müssen aufklären und warnen, denn längst haben die schlechten Vorbilder schon bei Jugendlichen und auch im Breitensport eine beachtliche Anhänger- und Nachahmerschaft gefunden. Sportliche Leistungen dürfen nur dann Anerkennung finden, wenn sie sauber erbracht wurden. Aber welcher Höchstleistung darf man heute noch trauen? Bei vielen Menschen hat diese Frage schon längst dazu geführt, dass sie sich vom Sport abwenden. Eine große und weltumspannende Bewegung führt sich selbst ad absurdum, und der Sport erleidet Niederlage um Niederlage.

Die olympischen Idee von Pierre des Coubertin basiert auf einer pädagogischen Grundlage, der „Olympischen Erziehung“. Diese Grundgedanken, die heute leider immer weiter in den Hintergrund treten und mittlerweile bei vielen Sportlern, Trainern, Reportern und Sportinteressierten unbekannt sind, verdienen eine stärkere Aufmerksamkeit. Mit ihrer Wiedereinbindung könnte der Sport wieder auf die Siegerstraße zurückfinden, weg von der Dominanz des Mammon.
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Ein Lehrstück in Sachen Olympische Solidarität

Irakische Sportler in Köln

Für Eila Hussein hat sich das Trainingslager in Köln, das von Olympic Solidarity finanziert wurde, gelohnt. Der irakische 400 m-Hürdenläufer lief bei den Olympischen Spielen in Athen mit 51,97 Sekunden zwar nur die 33.beste Zeit von 35 Startern, aber für den 24-Jährigen bedeutete das persönliche Bestzeit. Seine Landsfrau Alaa Hekmet lief über 100 m 12,70 Sekunden, damit wurde sie 52. von 63 Teilnehmerinnen.

Während Hekmet das Trainingslager in Köln wegen ihres Schulabschlusses und Visa-Schwierigkeiten verpasst hatte, hat sich Hussein seit Mai das Rüstzeug für Athen in Köln geholt. Monatelang gehörten arabische Kommandos zum ständigen Vokabular auf dem Trainingsgelände des ASV Köln. Neben dem 400 m-Hürdenläufer haben sich Speerwerfer Amar Makei und 400 m-Läufer Farez Altan im deutschen Trainingszentrum des Leichtathletik-Weltverbandes (IAAF) auf Olympia und die Arabischen Meisterschaften in Algerien vorbereitet. Beim täglichen Training korrigierte Norbert Stein, Leiter des IAAF-Trainingszentrums, die Bewegungsabläufe auf Englisch, sein irakischer Kollege Mohamad Hassan gab die Anweisungen auf Arabisch weiter. Wenn die Kommunikation an der Sprachbarriere scheiterte, wurden Hände und Füße bemüht.

Nachdem zu Beginn des Trainingslagers erst einmal die technischen Grundlagen gelegt werden mussten, war Stein nach drei Monaten harter Arbeit mit den Leistungen seiner Schützlinge zufrieden. „Die drei irakischen Sportler haben sich gut präsentiert und sich gut entwickelt.“ Alle drei Sportler haben schon in Deutschland persönliche Bestleistungen aufgestellt, aber für Olympia hatte sich nur Eila Hussein qualifiziert. Der 400 m-Hürden-Läufer stellte bei den Westdeutschen Meisterschaften in Recklinghausen mit 52,82 Sekunden persönliche Bestzeit auf. Dabei war der ehemalige Fußballspieler, der erst vor 18 Monaten mit der Leichtathletik begann, am Anfang kaum über die Hürden gekommen. 

In Köln haben auch Speerwerfer Amar Makei und 400-Meter-Läufer Farez Altan große Fortschritte gemacht. Makei hatte mit 66,55 Metern bei einem nationalen Sportfest in Wipperfürth einen irakischen Rekord aufgestellt, Altan mit 47,57 Sekunden eine neue persönliche Bestzeit gelaufen. Norbert Stein, der mit den Gästen Freundschaft geschlossen hat, erinnert sich noch an die erste Begegnung mit seinen Schützlingen. „Am Anfang war das ein wenig abenteuerlich. Die Sportler kamen mit einer kleinen Sporttasche an. Es zeigte sich, dass nichts Wesentliches vorhanden war. Dann habe ich zur Freude meiner Frau meinen Kleiderschrank aufgeräumt, und wir haben mit Hilfe des deutschen Nationalen Olympischen Komitee eine Grundeinkleidung vornehmen können.“ 

Heinz Peter Kreuzer
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Jeder sechste Euro im Gesundheitswesen für Herz-Kreislauf-Erkrankungen

Starker Anstieg der Krankheitskosten im Alter 

Im Jahr 2002 entstanden in Deutschland nach der Krankheitskostenrechnung des Statistischen Bundesamtes durch Herz-Kreislauf-Erkrankungen Kosten in Höhe von 35,4 Mrd. Euro. Das entsprach rund einem Sechstel oder 16% der gesamten Krankheitskosten im Jahr 2002 in Höhe von 223,6 Mrd. Euro. 31,1 Mrd. Euro Krankheitskosten waren durch Krankheiten des Verdauungssystems bedingt, 25,2 Mrd. Euro durch Krankheiten des Muskel-Skelett-Systems und Bindegewebes und 22,4 Mrd. Euro durch psychische und Verhaltensstörungen. Dies berichtete der Präsident des Statistischen Bundesamtes, Johann Hahlen, auf einer Pressekonferenz in Berlin, bei der er die Ergebnisse der neuen Krankheitskostenrechnung des Statistischen Bundesamtes vorstellte. 

Weitere zentrale Ergebnisse der Krankheitskostenrechnung 2002 sind: 

Die Krankheitskosten pro Kopf der Bevölkerung und Jahr betrugen 2.710 Euro; der entsprechende Wert für Frauen lag bei 3.160 Euro, der für Männer bei 2.240 Euro. Die Krankheitskosten steigen mit zunehmendem Alter stark an: von durchschnittlich 1.000 Euro bei unter 15-Jährigen im Jahr 2002 auf 12.430 Euro bei 85-Jährigen und älteren Personen.

Auf Kinder und Jugendliche unter 15 Jahren, die anteilig 15% der Gesamtbevölkerung stellten, entfielen im Jahr 2002 knapp 6% der gesamten Krankheitskosten. Bei der Bevölkerung im erwerbsfähigen Alter von 15 bis unter 65 Jahren, deren Anteil an der Gesamtbevölkerung bei 68% lag, fielen rund 52% der Krankheitskosten an. Bei den 65-Jährigen und Älteren verhält es sich umgekehrt: Ihr Anteil an den Krankheitskosten (43%) lag deutlich höher als ihr Anteil an der Gesamtbevölkerung (17%). 

In den verschiedenen Altersstufen bestimmen unterschiedliche Krankheiten das Kostengeschehen:

Die Krankheitskosten von Kindern und Jugendlichen unter 15 Jahren betrugen insgesamt 12,5 Mrd. Euro. Dabei spielten vor allem Krankheiten des Atmungssystems sowie psychische und Verhaltensstörungen eine große Rolle: Auf sie entfiel fast jeder dritte Euro (29%), der in dieser Altersgruppe für die Behandlung von Krankheiten aufgewendet wurde.

Die Krankheitskosten der 15- bis unter 65-Jährigen lagen bei insgesamt 115,1 Mrd. Euro. Mit 22,2 Mrd. Euro wurden hier die höchsten Kosten durch Krankheiten des Verdauungssystems hervorgerufen. Dabei handelt es sich primär um Kosten für zahnärztliche Leistungen und Zahnersatz. Es folgten die Krankheiten des Muskel-Skelett-Systems und Bindegewebes (13,8 Mrd. Euro), hier mit 5,8 Mrd. Euro vor allem die Kosten für Rückenleiden.

Die Krankheitskosten der 65-Jährigen und älteren Personen beliefen sich auf 96,0 Mrd. Euro. Hohe Kosten wurden hier vor allem durch Herz-Kreislauf-Erkrankungen verursacht. Auf sie entfielen mit 23,5 Mrd. Euro rund ein Viertel (24%) der gesamten Krankheitskosten der 65-Jährigen und älteren Personen.
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Schulsportkongress „Beweg Dich - für Deine Zukunft“

Auch ein europäisches Motto

Der Landessportverband für das Saarland führt am 17./18. September in Zusammenarbeit mit dem Deutschen Sportlehrerverband (LV Saar), dem Schulsportbeirat, dem Institut für Sport- und Präventivmedizin und dem Sportwissenschaftlichen Institut der Universität des Saarlandes einen Schulsportkongress in Saarbrücken durch und möchte damit im Europäischen Jahr der Erziehung durch Sport einen wichtigen Akzent setzen. Mit einbezogen sind die benachbarten Regionen Rheinland-Pfalz, Elsass-Lothringen, Luxemburg und der deutschsprachige Teil Belgiens. 

Dabei geht es um die Vermittlung breiten- und freizeitsportlicher Inhalte schon im Kindergarten und vielfältige Körper- und Bewegungserfahrungen als Ausgleich gegenüber weitgehend sitzenden Tätigkeiten in Schule und Freizeit. Aber auch darum, gemeinsam spielerische und sportliche Aktivitäten als kommunikative, sozial-integrative Begegnungsmöglichkeiten bewusst zu erleben. Denn da werden die erzieherischen Werte des Sports wie Toleranz, Willensstärke, Teamgeist und Fairplay eingeübt.  

„Beweg Dich - für Deine Zukunft“: Diesem europäischen Motto wollen wir mit den Themenschwerpunkten „Fordern und fördern“ - „Erziehen durch und zum Sport“ sowie „Qualität verbessern und Schule entwickeln“ entsprechen, sagt der Präsident des Landessportverbandes für das Saarland (LSVS), Gerd Meyer. 

Wissenstransfer im deutschen Spitzensport – Symposium in Augsburg

Das Bundesinstitut für Sportwissenschaft (BISp) und das Institut für Sportwissenschaft der Universität Augsburg richten am 29. und 30. September 2004 ein Symposium der Sektion Trainingswissenschaft der Deutschen Vereinigung für Sportwissenschaft (dvs) aus, bei dem eine aktuelle Bestandsaufnahme hinsichtlich des Wissenstransfers von der Trainingswissenschaft in die Sportpraxis vorgenommen werden soll. Dabei geht es sowohl um Probleme im Spektrum von wissenschaftstheoretischen Überlegungen als auch von praktischen Kommunikationsschwierigkeiten in der Vermittlung von geeigneten Lösungsansätzen für den deutschen Spitzensport. 

Zu den Hauptreferenten gehören u. a. der Sportsoziologe Prof. Dr. Alfred Rütten (Nürnberg-Erlangen) sowie der Direktor des BSIP, Dr. Martin-Peter Büch (Bonn). Auch die Vorstellung von „Best-Practice-Modellen“ aus verschiedenen Sportarten ist vorgesehen. Die Zahl der Teilnehmer ist auf 50 beschränkt. Weitere Informationen und Anmeldung über: Prof. Dr. Martin Lames, Universität Augsburg, Institut für Sportwissenschaft, Universitätsstr. 3, 86135 Augsburg, Tel. 0821/598-2824, Fax -2828 oder per email: martin.lames@sport.uni-ausburg.de .
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Krafttraining in Theorie und Praxis – Tagung in Freiburg

Das Bundesinstitut für Sportwissenschaft und das Institut für Sport und Sportwissenschaft der Albert-Ludwigs-Universität Freiburg laden am Freitag, 8. Oktober 2004, von 9 bis 18 Uhr zu einer Tagung mit dem Thema „Krafttraining – Theorie und Praxis“ ein, bei der in Vorträgen und Präsentationen neueste (trainings-) wissenschaftliche Erkenntnisse zum Thema referiert und diskutiert werden sollen. Zu den referierenden Experten gehören u. a. Prof. Dr. Dietmar Schmidtbleicher (Frankfurt) und Prof. Dr. Andreas Hohmann (Potsdam). Die Tagung, die in Zusammenarbeit mit dem Olympiastützpunkt Freiburg/Schwarzwald stattfindet, wendet sich an Trainer, Mediziner und Physiotherapeuten. Anmeldungen sind vorzunehmen über: Beate Steemann, Institut für Sport und Sportwissenschaft, Schwarzwaldstraße 175, 79117 Freiburg, Tel. 0761/2034511 sowie per email: beate.steemann@sport.uni-freiburg.de.

Interkulturelle Kompetenz im Schul- und Vereinssport – Tagung in Freiburg

Die Stadt Freiburg nimmt das Europäische Jahr der Erziehung durch Sport 2004 zum Anlass, um in Zusammenarbeit mit dem Institut für Sport und Sportwissenschaft der Albert-Ludwigs-Universität Freiburg am 15. Oktober 2004 eine Tagung zum Thema „Interkulturelle Kompetenz im Schul- und Vereinssport“ zu veranstalten. Dabei sollen die besonderen Möglichkeiten des Sports für einen konstruktiven Umgang mit Fremdheit thematisiert werden. Dies geschieht vor dem Hintergrund, mit und durch Sport interkulturelle Bildungsprozesse anzuregen und soziale Integration zu unterstützen. Anmeldungen sind noch bis zum 30. September 2004 möglich; weitere Informationen über: Institut für Sport und Sportwissenschaft, Schwarzwaldstr. 175, 79117 Freiburg, Tel. 0761/203-4544, Fax -4534 oder per email: birgit.kloock@sport.uni-freiburg.de.

Messen und Bewerten im Gesundheitssport – Tagung in Saarbrücken

Die Jahrestagung der Kommission Gesundheit der Deutschen Vereinigung für Sportwissenschaft (dvs) findet am 23. und 24. September 2004 am Sportwissenschaftlichen Institut der Universität des Saarlandes in Saarbrücken statt. Das Thema lautet: „Assessmentverfahren in Gesundheitssport und Bewegungstherapie – Messen, Testen, Beurteilen, Bewerten“. Dabei sollen insbesondere Fragen der Qualifizierung und Evaluation von bewegungsbezogenen Interventionen im Mittelpunkt stehen, um so letztlich Möglichkeiten aufzuzeigen, die Qualität von Angeboten in Gesundheitssport und Bewegungstherapie nachhaltig zu erhöhen. Zu den Hauptreferenten gehören u. a. die beiden Saarbrücker Sportwissenschaftler Prof. Dr. Winfried Kindermann (Sportmedizin) und Prof. Dr. Georg Wydra (Sportpädagogik). Weitere Informationen über das Sportwissenschaftliche Institut, Postfach 151150, 66041 Saarbrücken, Tel. 0681/302-2544, Fax -4091 sowie per email: g.wydra@mx.uni-saarland.de.

